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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

10.03.2016 

Geschäftszahl 

2013/15/0139 

Rechtssatz 

Mit der Einführung des § 12 Abs. 3 Z 3 KStG 1988 durch das StReformG 2005 hat sich der Gesetzgeber dafür 
entschieden, der aus seiner Sicht unerwünschten Kaskadenwirkung infolge der Durchaktivierung von 
Großmutterzuschüssen dadurch zu begegnen, dass der Wertverlust nur von jener Körperschaft steuerlich 
verwertet werden kann, welche die Einlage aus ihrem Vermögen tatsächlich geleistet hat. § 12 Abs. 3 Z 3 KStG 
1988 hat zum Ziel, dass im Rahmen einer Kaskade von Beteiligungen die Wertminderung der Beteiligung an 
einer Untergesellschaft, die von einer (nicht unmittelbar beteiligten) Obergesellschaft ("Großmutter") eine 
Einlage erhalten hat, nur einmal zu Betriebsausgaben führt, und zwar bei der einlagengewährenden 
Obergesellschaft und bloß insoweit, als bei der Beteiligung an ihrer unmittelbaren Tochtergesellschaft ein 
Wertverlust eintritt. Insoweit tritt die Regelung also der mehrfachen Berücksichtigung von Substanzverlusten 
entgegen (vgl. Marchgraber, Substanzverluste von Beteiligungen, ecolex 2013, 566). 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 
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